
Anderer Verfahrensbeteiligter: Harmonisierungsamt für den Bin­
nenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (HABM) 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil T-515/11 des Gerichts vom 6. Juni 2013 auf­
zuheben, die streitige Entscheidung insoweit aufzuheben, 
als damit die Beschwerde der Rechtsmittelführerin gegen 
die Entscheidung des Prüfers vom 25. August 2010 zurück­
gewiesen wurde, und dem HABM die Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Das Rechtsmittel richtet sich gegen das Urteil T-515/11 der 
Sechsten Kammer des Gerichts der Europäischen Union, mit 
dem eine Aufhebungsklage gegen eine Entscheidung der zweiten 
Beschwerdekammer über die Bestätigung der Zurückweisung 
der Gemeinschaftsmarkenanmeldung „INNOVATION FOR THE 
REAL WORLD“ abgewiesen wurde. 

Das Rechtsmittel stützt sich auf drei Gründe: 

1. Das Gericht habe gegen Art. 7 Abs. 1 Buchst. b der Ver­
ordnung Nr. 207/2009 ( 1 ) verstoßen, indem es die maßgeb­
lichen Verkehrskreise und deren Aufmerksamkeitsgrad feh­
lerhaft bestimmt habe. Die Waren richteten sich ausschließ­
lich an Fachleute, die einen hohen Grad an Aufmerksamkeit 
in Bezug auf Werbeslogans hätten. 

2. Das Gericht habe ferner gegen Art. 7 Abs. 1 Buchst. b der 
Verordnung Nr. 207/2009 verstoßen, indem es bei der Be­
urteilung, ob die angemeldete Marke Unterscheidungskraft 
habe, zu strenge Kriterien angewandt habe. Insbesondere 
habe das Gericht die in der jüngeren Rechtsprechung, ins­
besondere in der Rechtssache C-398/08 P, Audi/HABM, auf­
gestellten Leitlinien verkannt. 

3. Drittens habe das Gericht gegen die allgemeinen Grundsätze 
der Gleichbehandlung und der ordnungsgemäßen Verwal­
tung verstoßen, bei denen es sich um zentrale Grundsätze 
für die geordnete Verwaltung der EU handele. Auch wenn 
frühere Entscheidungen nicht bindend seien, müsse berück­
sichtigt werden, dass das HABM in der Vergangenheit Slo­
gans mit identischer Struktur, die das Wort „INNOVATION“ 
enthielten, eingetragen habe. 

Die Rechtsmittelführerin macht geltend, dass das angefochtene 
Urteil daher aufzuheben und festzustellen sei, dass der Slogan 
„INNOVATION FOR THE REAL WORLD“ originäre Unterschei­
dungskraft besitze. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 27. Februar 2009 
über die Gemeinschaftsmarke (ABl. L 78, S. 1). 
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Vorlagefragen 

1. Ist die Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. April 2008 über Verbraucherkredit­
verträge ( 1 ) dahin auszulegen, dass es dem Kreditgeber ob­
liegt, den Beweis der korrekten und vollständigen Erfüllung 
der ihm bei Abschluss und Erfüllung eines Kreditvertrags 
obliegenden, sich aus dem nationalen Recht zur Umsetzung 
der Richtlinie ergebenden Verpflichtungen zu erbringen? 

2. Steht die Richtlinie 2008/48 dem entgegen, dass der Beweis 
der korrekten und vollständigen Erfüllung der dem Kredit­
geber obliegenden Verpflichtungen allein mit einer im Kre­
ditvertrag stehenden Standardklausel über die Anerkennung 
der Erfüllung der Pflichten des Kreditgebers durch den Ver­
braucher, die nicht durch die vom Kreditgeber ausgestellten 
und dem Kreditnehmer ausgehändigten Dokumente unter­
mauert wird, erbracht werden kann? 

3. Ist Art. 8 der Richtlinie 2008/48 dahin auszulegen, dass er 
die Prüfung der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers lediglich 
anhand der vom Verbraucher vorgelegten Informationen 
ohne tatsächliche Kontrolle dieser Informationen anhand 
anderer Anhaltspunkte verbietet? 

4. — Ist Art. 5 Abs. 6 der Richtlinie 2008/48 dahin auszule­
gen, dass der Kreditgeber dem Verbraucher keine an­
gemessene Erklärung gegeben haben kann, wenn er 
nicht vorher dessen finanzielle Situation und Bedürfnisse 
geprüft hat?
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— Ist Art. 5 Abs. 6 der Richtlinie 2008/48 dahin auszule­
gen, dass er dem entgegensteht, dass sich die dem Ver­
braucher gegebenen angemessenen Informationen nur 
aus den im Kreditvertrag genannten vertraglichen Infor­
mationen ergeben, ohne dass ein spezifisches Dokument 
erstellt wird? 

( 1 ) Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. April 2008 über Verbraucherkreditverträge und zur Auf­
hebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates (ABl. L 133, S. 66). 
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Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt 

— die Entscheidung des Gerichts (Zweite Kammer) vom 30. 
Mai 2013 in der Rechtssache T-396/11 aufzuheben und 
damit die Klage der ultra air GmbH auf Aufhebung der 
Entscheidung der 4. Beschwerdekammer des Harmonisie­
rungsamts für den Binnenmarkt vom 18. Mai 2011 in der 
Sache R 374/2010-4 abzuweisen; 

— der ultra air GmbH die Kosten der Rechtsmittelführerin auf­
zuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Das Rechtsmittel gegen die bezeichnete Entscheidung des Ge­
richts wird im Wesentlichen wie folgt begründet: 

1. Keine Würdigung des Rechtsmissbrauchseinwands als all­
gemeines Rechtsinstitut 

Das Gericht habe in der angefochtenen Entscheidung rechts­
fehlerhaft entgegen der Rechtsprechung des mit diesem 
Rechtsmittel angerufenen Gerichtshofs nicht berücksichtigt, 
dass das allgemeine Rechtsinstitut des Rechtsmissbrauchsein­
wands, das eine Würdigung der Einzelfallumstände zulasse 
und erfordere, auch im Gemeinschaftsmarkenrecht zu be­
achten sei. Im Gegenteil habe sich das Gericht lediglich 

auf die Feststellung beschränkt, dass das Verfahren gemäß 
Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 
56 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung Nr. 207/2009 ( 1 ) 
ein Popularantrag sei, und damit die vorgetragenen beson­
deren Umstände des hiesigen Falls keiner Würdigung unter­
zogen. 

Dabei habe das Gericht übersehen, dass der Gesetzgeber das 
Nichtigkeitsverfahren gegen eine Marke gemäß Artikel 56 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung Nr. 207/2009 zwar 
als Popularverfahren ausgestaltet habe, dies jedoch nicht der 
Berücksichtigung des Rechtsmissbrauchseinwands als all­
gemein gültiges Rechtsinstitut, das auch im Gemeinschafts­
recht zu beachten sei, entgegenstehe. 

Der Ausschluss rechtsmissbräuchlicher Anträge sei nämlich 
nicht mit der Einführung des Erfordernisses des positiven 
Nachweises eines Rechtsschutzbedürfnisses in der Person 
des Antragstellers gleichzusetzen und führe dementspre­
chend auch nicht dazu, dass die Antragsbefugnis durch die 
Einführung bestimmter zusätzlicher Voraussetzungen einge­
schränkt werde. Für die Beachtlichkeit des Rechtsmiss­
brauchseinwands im Rahmen des Artikels 56 Absatz 1 
Buchstabe a der Verordnung Nr. 207/2009 spreche zudem, 
dass der Gesetzgeber das Nichtigkeitsverfahren als Antrags­
verfahren ausgestaltet habe und eine Nichtigerklärung einer 
eingetragenen Marke von Amts wegen gerade nicht möglich 
sei. 

2. Keine Würdigung der konkreten Umstände des Einzelfalls 

Da das Gericht der Rechtsmittelführerin die Berücksichti­
gung des Rechtsmiss- brauchseinwands als allgemein gülti­
ges Rechtsinstitut verwehrt habe, würden die besonderen 
Umstände des vorliegenden Einzelfalls, die die Antragstel­
lung der ultra air GmbH auf Nichtigerklärung der Marke 
„ultrafilter international“, CTM 001121839 rechtsmiss­
bräuchlich erscheinen lassen, nicht gewürdigt. 

Die Antragstellerin beabsichtige nämlich, durch eigene Nut­
zung des streitgegenständlichen Zeichens die Bekanntheit 
der von ihr angefochtenen Marke unter entsprechender be­
wusster Irreführung der relevanten Verkehrskreise für sich 
zu instrumentalisieren und den unzutreffenden Eindruck 
zu erwecken, sie stünde in der Tradition der renommierten 
Rechtsvorgängerin der Rechtsmittelführerin. 

Ferner gehe das Gericht auch nur unzureichend auf die Rolle 
des Geschäftsführers der ultra air GmbH als Antragstellerin 
auf Erklärung der Nichtigkeit der Marke „ultrafilter interna­
tional“, CTM 001121839 ein, der während seiner Tätigkeit 
im Hause der Rechtsmittelführerin persönlich allein verant­
wortlich für das Verfahren um die Eintragung der heute von 
ihm angefochtenen Marke gewesen sei. Sämtliche im Ein­
tragungsverfahren vozulegenden Dokumente zum Nachweis 
der Verkehrsdurch- setzung der angegriffenen Marke seien 
von ihm persönlich beigebracht und teilweise sogar selbst 
von ihm erstellt worden und hätten sich ausschließlich in 
seiner Verfügungsmacht befunden. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 
über die Gemeinschaftsmarke (kodifizierte Fassung), ABl. L 78, S. 1
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